Gemeinde Rottenacker
	A u s z u g

aus der Niederschrift

über die Verhandlungen

des Gemeinderates
außerdem anwesend:
	Verhandelt am 20.03.2012
Normalzahl:  
10; anwesend: 7 ; abwesend: 3 Mitglieder                                                                                       

Vorsitzender: 
Bürgermeister Hauler

Entschuldigt: 
Rolf Härter, Christian Walter, Ingrid Zimmer



· öffentlicher Teil –
§ 206

Besichtigung „Jennys Haarstudio“

Zu Beginn der Sitzung trifft sich der Gemeinderat auf Einladung im neu eingerichteten Haarstudio von Jenny Kretschmar in der Braigestraße 17. 

Frau Kretschmar, die seit 2007 Friseurmeisterin ist, zeigt sich mit der bis​herigen Kundenresonanz sehr zufrieden. Nach Eröffnung im Dezember 2011 sei sie mit Kunden aus Rottenacker sowie dem näheren als auch weiteren Umland inzwischen nahezu ausgelastet. Ein von ihr lang gehegter Wunsch sei mit diesem Salon in Erfüllung gegangen. Bisher werden Kunden nach Terminvereinbarung bedient. Bei noch größerer Nachfrage  - was sie sich erhoffe – beabsichtige sie, auch weiteres Personal einzustellen. 

BM Hauler dankt auch im Namen des Gemeinderates für den herzlichen Empfang und überreicht Frau Kretschmar einen Blumenstrauß mit den bes​ten Wünschen auf ein gutes Gelingen.

____________________
§ 207

Jagdverpachtung 2012 - 2021

Wegen Befangenheit gem. § 18 GemO nimmt Gemeinderat Rabel an der Beratung und Beschlussfassung nicht teil.

Bürgermeister Hauler erinnert daran, dass der Gemeinderat in der Sitzung am 16.02.2012 die Bedingungen für die Verpachtung der Gemeindejagd beschlossen und der Ausschreibung zur Neuverpachtung zugestimmt hat. Auf diese Aus​schreibung ging für den Jagdbogen I Nord (490 ha) von Hans Rabel, Gerhard Bäurle, Manfred Fischer und Ralf Köger ein Gebot zu dem vom Gemeinderat festgesetzten Mindestpachtpreis von 1.300,00 Euro ein.

Ohne weitere Aussprache 

beschließt

der Gemeinderat einstimmig auf Vorschlag des Vor​sitzenden, den Jag​dbogen I Nord an Hans Rabel, Gerhard Bäurle, Manfred Fischer und Ralf Köger zu deren Angebot zu verpachten.

Für den Jagdbogen II Süd (405 ha) hat Horst Braungardt ein Gebot zu dem vom Gemeinderat festgesetzten Mindestpachtpreis von 700,00 Euro abgege​ben.

Ohne weitere Aussprache 

beschließt

der Gemeinderat einstimmig auf Vorschlag des Vor​sitzenden, den Jag​dbogen II Süd an Horst Braungardt zu dessen Angebot zu ver​pachten. Zuge​stimmt hat der Gemeinderat außerdem dem Antrag des Herrn Braungardt auf Ausstellung eines unentgeltlichen Jagderlaubnisscheines für Herrn Dieter Braungardt aus Munderkingen. 

Nach Unterzeichnung der Jagdpachtverträge wird die Verwaltung beauftragt diese dem Landratsamt – Kreisjagdamt – zur Genehmigung vorzulegen.

____________________
§ 208

Bauangelegenheiten

1.) ​Erstellung eines Einfamilienhauses mit Carport und Doppelgarage, Zander​​​weg 4, Flst. Nr. 1433/63

Für dieses Vorhaben ist der Bebauungsplan „Unterer Ährich“ maß​gebend. Da dessen Bestimmungen eingehalten sind

beschließt

der Gemeinderat einstimmig diesem Bauvorhaben zuzustimmen und das Einvernehmen zu erteilen.

2.) Erstellung einer Lagerplatzüberdachung auf den Flurstücken Nr. 1301/19 und 1301/24, Riedstraße 8

Diesem rechtzeitig vorgelegten Baugesuch vorangegangen war im Februar 2011 eine Beratung über die Reduzierung des im Bebau​ungs​plan „Vorderes Ried“ auferlegten Pflanzgebots. Durch die Er​weiterungen „Fleidern, Vorderes Ried II und III“ hat sich die „freie“ Land​schaft verschoben und das Pflanzgebot, insbesondere der südliche 10 m breite Pflanzstreifen als bisherige Abrundung zur freien Flur, war insofern zu hinterfragen.

Mit dem Bauherrn wurde in 2011 eine geringere Pflanzfläche bei einem Aus​gleich an anderer Stelle einschließlich finanziellem Ausgleich verein​bart. Das gemeindliche Einvernehmen für diese betonierte Lagerfläche mit Befreiung von den Festsetzungen des Bebauungsplanes wurde dann erteilt mit der Folge, dass nach der Genehmigung durch das LRA der Bauherr mit der Bodenplatte bis auf 5 m an den südlichen Feldweg heranreichen darf. Der Bauherr hat diesen Lagerplatz bereits befestigt (Betonfläche) und will nun im südlichen Bereich diese Lagerfläche überdachen und eine Photovoltaikanlage aufbringen (Maße 80 x 15 m = 1.200 m²). Ein Drittel dieser Überdachung befindet sich auf der „Pflanzgebotsfläche“, welche aber mit gemeindlichem Einvernehmen be​toniert ist. Wie erwähnt, erfolgt die Pflanzung anderenorts außerhalb des In​dustrie​gebiets.

Der Gemeinderat ist bei der eingehenden Beratung der mehr​heitlichen Meinung, der Bauherr solle sich für die geplante Überdachung an die Baugrenze halten, so wie es in anderen Fällen im Industriegebiet „Vorderes Ried“ auch verlangt worden sei. Der Bauherr solle somit mit der Bodenplatte 5 m aber mit dem Dach 10 m Abstand zum Feldweg einhalten.

Bürgermeister Hauler erinnert daran, dass der Gemeinderat über​einstimmend den 10 m breiten Pflanzstreifen als überzogen erachtete, weil das Industrie​gebiet nach Süden erweitert wurde und eine so üppige Abgrenzung nicht mehr geboten sei. 5 m seien deshalb ausreichend. Dieser Abstand würde südlich des geplanten überdachten Lagerplatzes eingehalten. Er könnte der erforderlichen Befreiung somit zustimmen, was einfacher und rascher zu handhaben sei, wie eine aufwendige Änderung des Bebauungsplanes. Seines Erachtens gehe es darum, eine inzwischen als „falsch“ erkannte Baugrenze zu korrigieren  und wie überall sonst auf 5 m Grenzabstand zu gehen. 

Schlussendlich 

beschließt

der Gemeinderat bei Gegenstimme von GR Gemmi und BM Hauler diesem Bauvorhaben und hier der dafür erforderlichen Befreiung nicht zuzustimmen.

3.) Erstellung eines überdachten Brennholzlagers, Flst. Nr. 652, Neudorf 16

Nach einer kurzen Beratung 

beschließt

der Gemeinderat diesem Bauvorhaben, welches mit der Baurechts​behörde bereits vorbesprochen ist, zuzustimmen und das Einver​nehmen zu erteilen.

____________________
§ 209

Geplanter Abbau der öffentlichen Telefonstelle bei „Braigestraße 22“

Die in früheren Jahren durchaus gut genutzte Telefonzelle bei der Braige​straße 22 soll nach einer Mitteilung der Telekom Deutschland abgebaut werden. Durch die Vollversorgung mit Telefonanschlüssen und dem Ausbaustand der Mobilfunknetze habe sich die Nutzung dieser öffentlichen Telefonzelle kontinuierlich reduziert. 

Ein Weiterbetrieb wäre bei einem gemeindlichen monatlichen Betriebs​kostenzuschuss mit 150,00 Euro zwar möglich, aber wie der Gemeinderat einhellig feststellt, nicht vertretbar. Ein monatlicher Betriebskostenzuschuss wird deshalb einvernehmlich ab​ge​lehnt, was dann wohl zum Abbau führen wird.

____________________
§ 210

Bekanntgaben, Verschiedenes, Anträge

1.) Der Vorsitzende macht auf die neu aufgelegte Broschüre „Top – Alb-Donau-Kreis“ aufmerksam, mit der um den Lebensraum und den Wirt​schaftsstandort geworben wird. Insgesamt 17 Stadt- und Gemeindeport​räts sind enthalten und 44 Unternehmen stellen sich vor. Mit dabei seien die Firmen Dalheimer GmbH und Haid-Tec GmbH, die neben der Ge​meinde Rottenacker in Kurzfassung ebenfalls vorgestellt werden. 

2.) Bekannt gibt Bürgermeister Hauler, dass das Landratsamt Alb-Donau-Kreis mit Erlass vom 21.02.2012 die Gesetzmäßigkeit der Haushalts​satzung für das Jahr 2012 bestätigt hat. Die Kreditaufnahme im Ver​mögensplan (173.100,00 Euro) stellt eine Umschuldung dar und bedarf als solche nicht der Gesamtgenehmigung. Aufgrund des sehr guten Steueraufkommens 2010 erhält die Gemeinde in 2012 deutlich weniger Zuweisungen vom Land und hat gleich​zeitig höhere Umlagen zu zahlen. Die negative Zuführungsrate beträgt ‑810.000,00 Euro. Unter Berück​sichtigung der ordentlichen Tilgung ergibt sich eine Netto​in​vestitionsrate von -862.800,00 Euro. Bei 2.117 Einwohnern ent​spricht dies einer Net​toinvestitionsrate pro Gemeinde-Einwohner von -407,00 Euro. Die Ver​schuldung der Gemeinde Rottenacker ist weiter rückläufig. Unter Einbe​ziehung des Eigenbetriebs Wasserversorgung sinkt der Gesamtschul​den​stand im Haushaltsjahr 2012 von 1,14 Mio. Euro auf 1,05 Mio. Euro. Dies ent​spricht einer Pro-Kopf-Verschuldung in Höhe von 496,00 Euro. Der maßgebliche Landesdurchschnitt zum 31.12.2010 betrug für Ge​meinden zwischen 1.000 und 3.000 Einwohnern 654,00 Euro. 

Der Gemeinderat nimmt davon Kenntnis.

3.) Photovoltaikanlage Musikerheim

Der Musikverein hat auf dem Musikerheim, wie angekündigt, eine PV-Anlage aufbringen lassen. Man werde nun zunächst beobachten, ob und in welchem Maße die danebenstehenden Bäume eine unzumutbare Be​schattung bzw. wesentliche Beeinträchtigung ergeben.

Der Gemeinderat nimmt davon Kenntnis.

4.)   Gemeinderat Haaga bittet darum, künftige Einladungen zur Gemeinde-​   rats​​sitzung möglichst frühzeitig mitzuteilen. Er sei sehr ver​ärgert, dass zu dieser Sitzung die Unterlagen erst am Samstag zuge​gangen seien. 

Der Vorsitzende  zitiert die vom Gemeinderat beschlossene und durch die Gemeindeordnung gedeckte Geschäftsordnung des Gemeinderats, wonach der Bürgermeister den Ge​meinde​rat zu Sitzungen schriftlich mit angemessener Frist, in der Regel 3 Tage vor der Sitzung, einberuft.

Dies sei bisher immer eingehalten und die jetzige Sitzung sei nur aus​nahms​weise auf Dienstag anberaumt worden. Die heutige Tages​ord​nung enthalte keine schwierigen Punkte, die eine längere Frist er​fordern würden. Dennoch werde er sich, wie seither, bemühen die Sitzungs​un​terlagen frühzeitig zu übersenden. Ansonsten gelte die Geschäfts​ord​nung. 

____________________
